
Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Stetten vom 13.07.2020

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der gg 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

s1
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1)

(2)

Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

, den 13.07.2020

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
28.05.2018 außer Kraft.
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An lage zur Fried hofsqebüh rensatzu nq

l. Reihengrabstätten

1. überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzu ng für Verstorbene

a
b
) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr

) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) Einzelwiesengrab
ff) Doppelwiesengrab
gg) Urnenwiesengrab
h h) U rnenwiesendoppelgrab

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte
ee) Einzelwiesengrab
ff,) Doppelwiesengrab
gg) Urnenwiesengrab
hh) U rnenwiesendoppelgrab

162,00 €
218,00 C,

{3,33 €
23,33 €
13,33 €
10,00 €
26,66 €
53,33 €
23,33 €
46,66 €

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

400,00 €
700,00 €
400,00 €
300,00 €
800,00 €

1.600,00 €
700,00 €

{.400,00 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsäch lichen Aufwand (d. h. laut bestehendem G rabherste I I u n gsvertrag)

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr) von 50 %



berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.

lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche 130,00 €

b) Für die Aufbewahrung einer Urne 25,00 €

Vl. Abbau und Entsorgung von Grabmalanlagen

1. Grabmal je Grabstelle
a) bei Einzelgrabstellen
b) je weitere Grabstelle zusätzlich

2. Einfassung je Grabstelle
a) bei Einzelgrabstellen
b) je weitere Grabstelle zusätzlich

3. Abdeckplatte je Grabstelle
a) bei Einzelgrabstellen
b) je weiter Grabstelle zusätzlich

150,00 €
100,00 €

120,00 €
80,00 €

50,00 €
30,00 €

4. Urnengrabstätten
Urnengrabstätte
(für Grabmal, Abdeckung und Einfassung)

100,00 €

5. Kindergrabstätten 80,00 €

Hinweis auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenttber
der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat."

Hat jemand eine Verletzung nach Satz2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz
1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen."


